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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/2658 — 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Steuerbeamten

-

Ausbildungsgesetzes 

A. Problem 

Der Aufbau einer intakten Steuerverwaltung in den neuen Bun-

desländern wird durch einen hohen Personalfehlbestand er-
schwert. 

Personalplanungen innerhalb der Steuerverwaltung der alten 
Bundesländer sind aufgrund der zur Zeit im Wege der Verwal-
tungshilfe in die neuen Bundesländer abgeordneten Beamtinnen 
und Beamten nur auf unsicherer Grundlage möglich. 

B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs, der darauf abzielt, die Personallage 
in der Steuerverwaltung der neuen Bundesländer zu verbessern 
und die Planungssicherheit bei Personalentscheidungen in der 
Steuerverwaltung der alten Bundesländer zu stärken. Der Finanz-
ausschuß empfiehlt einige Änderungen der Gesetzesvorlage, die 
deren Substanz aber nicht berühren. 

Angenommen mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste und bei Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 



Drucksache 12/3553 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

C. Alternativen 

Ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD, nach dem in einer 
bundeseinheitlichen Rahmenregelung die Möglichkeit des prü-
fungsfreien Aufstiegs in einer Ermessensvorschrift zu regeln ist, die 
von den Ländern nach landesspezifischen Gegebenheiten ausge-
füllt werden kann, fand im Ausschuß keine Mehrheit. 

D. Kosten 

Für den Bund entstehen keine Kosten. 

Die Neuregelung ist für die neuen Bundesländer voraussichtlich 
günstiger als die geltende Regelung, da Aufgaben des gehobenen 
Dienstes aufgrund der Möglichkeit eines erleichterten prüfungs-
freien Aufstiegs für den mittleren Dienst verstärkt durch Aufstiegs-
beamte wahrgenommen werden können. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Steuerbe-
amten-Ausbildungsgesetzes — Drucksache 12/2658 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu-
nehmen. 

Bonn, den 9. Oktober 1992 

Der Finanzausschuß 

Dankward Buwitt 

Stellv. Vorsitzender 

Gerhard Schulz (Leipzig) 

Berichterstatter 

Lydia Westrich 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Steuerbeamten

-

Ausbildungsgesetzes 
— Drucksache 12/2658 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. September 1976 
(BGBl. I S. 2793), zuletzt geändert durch Anlage I 
Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 37 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 990), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 6 werden folgende Absätze 6, 7 und 8 
angefügt: 

„(6) Abweichend von Absatz 4 können Beamte 
der Laufbahn des mittleren Dienstes, die in das in 
Artikel 3 des Einigungsvertrags genannte Gebiet 
versetzt sind, nach Maßgabe landesrechtlicher 
Vorschriften in die Laufbahn des gehobenen 
Dienstes übernommen werden, wenn sie 

1. sich in einem Amt der Besoldungsgruppe A 8 
befinden und 

2. mindestens ein Jahr ununterbrochen Aufgaben 
der Laufbahn des gehobenen Dienstes wahrge-
nommen und sich dabei bewährt haben. 

(7) Absatz 6 gilt nur für Beamte, die spätestens ab 
31. Dezember 1992 Aufgaben der Laufbahn des 
gehobenen Dienstes in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrags genannten Gebiet wahrnehmen. 

(8) Außerhalb des in Artikel 3 des Einigungsver-
trags genannten Gebiets kann die Übernahme 
nach Absatz 6 anerkannt werden, wenn der 
Beamte nach der Übernahme mindestens fünf 
Jahre in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags 
genannten Gebiet in der Laufbahn des gehobenen 
Dienstes tätig war und das 45. Lebensjahr vollen-
det hat."  

2. § 10 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Steuerbeamten

-

Ausbildungsgesetzes 

Das Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. September 1976 
(BGBl. I S. 2793), zuletzt geändert durch Anlage I 
Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 37 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 990), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 6 werden folgende Absätze 6, 7 und 8 
angefügt: 

„(6) unverändert 

(7) Absatz 6 gilt nur für Beamte, die spätestens ab 
31. Dezember 1993 Aufgaben der Laufbahn des 
gehobenen Dienstes in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrags genannten Gebiet wahrnehmen. 

(8) unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen kann den Wort-
laut des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes in der 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fas-
sung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 2 

Neufassung des Steuerbeamten

-

Ausbildungsgesetzes 

unverändert 

Artikel 3 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 25. August 1992 (BGBl: I S. 1548), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 374 Abs. 2 wird der zweite Halbsatz wie folgt 
gefaßt: 

„§ 370 Abs. 7 gilt entsprechend." 

2. In § 378 Abs. 1 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„§ 370 Abs. 4 bis 7 gilt entsprechend." 

3. In § 379 Abs. 1 wird in Satz 2 der zweite Halbsatz 
wie folgt gefaßt: 

„§ 370 Abs. 7 gilt entsprechend." 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 tritt am 1. Januar 1993 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Gerhard Schulz (Leipzig) und Lydia Westrich 

1. Verfahrensablauf 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Steuerbeam-
ten-Ausbildungsgesetzes — Drucksache 12/2658 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in dessen 97. Sit-
zung am 17. Juni 1992 zur federführenden Beratung 
an den Finanzausschuß sowie zur Mitberatung an den 
Innenausschuß, den Rechtsausschuß, den Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft und an den Haushalts-
ausschuß überwiesen. 

Der Innenausschuß, der Rechtsausschuß und der 
Haushaltsausschuß haben am 23. September 1992 zu 
dem Gesetzentwurf Stellung genommen. Der Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft hat sein Mitbera-
tungsvotum am 24. Juni 1992 abgegeben. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf am 7. Ok-
tober 1992 beraten. 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zielt darauf 
ab, die angespannte Personallage der im Aufbau 
befindlichen Steuerverwaltung in den neuen Bundes-
ländern zu verbessern und eine größere Planungssi-
cherheit bei Personalentscheidungen in der Steuer-
verwaltung der alten Bundesländer zu ermöglichen. 
Aus diesem Grund sollen Steuerbeamte des mittleren 
Dienstes aus den alten Bundesländern zu einem 
raschen Wechsel in die neuen Bundesländer motiviert 
werden. Ferner soll Beamtinnen und Beamten, die zur 
Zeit im Wege der Verwaltungshilfe in die Finanzver-
waltungen der neuen Bundesländer abgeordnet sind, 
die Entscheidung über Rückkehr oder Versetzung 
erleichtert werden. 

Der Gesetzentwurf sieht daher eine zeitlich bef ristete 
Aufstiegserleichterung für Steuerbeamte des mittle-
ren Dienstes aus den alten Bundesländern vor, die in 
die Finanzverwaltung eines neuen Bundeslandes ver-
setzt worden sind. Die Erleichterungen gegenüber der 
allgemeinen gesetzlichen Regelung bestehen in 

— einem Wegfall der Mindestaltersgrenze, 

— einem Aufstieg schon aus dem Amt der Besol-
dungsgruppe A 8, 

— einer Verkürzung der Bewährungszeit auf ein 
Jahr. 

3. Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

4. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

a) Innenausschuß 

Der Innenausschuß hat dem Gesetzentwurf mehrheit-
lich mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD bei Abwesenheit 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste zugestimmt. 

b) Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat mehrheitlich keine verfas-
sungsrechtlichen oder sonstigen rechtlichen Beden-
ken gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

c) Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat den 
Gesetzentwurf einvernehmlich angenommen. 

d) Haushaltsausschuß 

Der Haushaltsausschuß hat dem Gesetzentwurf ein-
stimmig bei Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
zugestimmt. 

5. Ausschullempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß empfiehlt mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Stimmenthal-
tung der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste die Annahme des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung in der vom Ausschuß geänderten 
Fassung. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN war 
bei der Beratung des Gesetzentwurfs im Ausschuß 
nicht anwesend. 

Die vom Finanzausschuß vorgeschlagenen Änderun-
gen des Gesetzentwurfs gehen im wesentlichen auf 
technische Erfordernisse zurück, die die Substanz der 
Vorlage nicht berühren. Dabei geht es zum einen um 
Folgeänderungen aus dem Umsatzsteuer-Binnen-
marktgesetz bei der Abgabenordnung und eine dar-
aus resultierende Anpassung der Inkrafttretensvor-
schrift, zum anderen um eine Verschiebung des Frist-
ablaufs für die Übernahme von Beamten des mittleren 
Dienstes in die Laufbahn des gehobenen Dienstes in 
den neuen Bundesländern um ein Jahr. Letztere 
Maßnahme ist nach Auffassung des Ausschusses not-
wendig, weil ein angemessener Zeitraum zwischen 
der Verabschiedung des Gesetzentwurfs und der 
Entscheidung der betreffenden Beamten für eine 
Tätigkeit im Beitrittsgebiet gewährleistet sein sollte. 

Einvernehmen bestand im Ausschuß darüber, daß die 
Personallage der im Aufbau befindlichen Steuerver- 
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waltung in den neuen Ländern zu verbessern sei. 
Kontrovers diskutiert wurde hingegen die Frage, ob 
der Gesetzentwurf zur Erreichung dieses Zieles geeig-
net sei. 

Die Fraktion der SPD vertritt die Auffassung, daß eine 
Aufstiegserleichterung, die auf Steuerbeamte be-
schränkt ist, die von der Steuerverwaltung eines alten 
Bundeslandes in die eines neuen Bundeslandes ver-
setzt wurden, gegen den Grundsatz der Chancen-
gleichheit verstoße. Diskriminiert würden sowohl 
Steuerbeamte aus dem Beitrittsgebiet als auch 
Steuerbeamte, die in den alten Bundesländern geblie-
ben seien und die Arbeit ihrer in den neuen Bundes-
ländern Verwaltungshilfe leistenden Kollegen zusätz-
lich übernehmen müßten. 

Hieraus entstehender Unmut unter den Steuerbeam-
ten berge Konfliktpotential für die gesamte Steuerver-
waltung. Es bestehe die Gefahr, daß vermehrt Steuer-
beamte in die Wirtschaft abwanderten mit der Folge 
erhöhter Personalfehlbestände, die zu Steuerausfäl-
len sowohl in den neuen als auch in den alten 
Bundesländern führen könnten. Schließlich entstün-
den im Hinblick auf die Situation im ehemaligen 
Grenzgebiet und insbesondere in Berlin weitere 
unbillige Folgen, weil Steuerbeamte des mittleren 
Dienstes, die sich von einem Finanzamt des „West-
teils" in ein Finanzamt des „Ostteils" versetzen lassen, 
unter erleichterten Voraussetzungen prüfungsfrei in 
den gehobenen Dienst aufsteigen könnten, wohinge-
gen den Kollegen in den u. U. nur wenige Kilometer 
entfernten Finanzämtern im alten Bundesgebiet ein 
erleichterter Aufstieg verwehrt bleibe. Aus diesem 
Grunde ist nach Auffassung der Fraktion der SPD das 
Laufbahnrecht der Steuerbeamten insgesamt zu flexi-
bilisieren, statt detaillierte Regelungen für einen 
erleichterten Aufstieg in den neuen Bundesländern 
festzuschreiben. Der Antrag der Fraktion der SPD zielt 
daher darauf ab, die bisherige Regelung des prü-
fungsfreien Aufstiegs für qualifizierte Beamte in eine 
Ermessensvorschrift umzuwandeln, die als bundes-
einheitliche Rahmenregelung von allen Ländern nach 
deren spezifischen Gegebenheiten ausgefüllt werden 
kann. 

Die Koalitionsfraktionen haben diesen Antrag abge-
lehnt. Sie halten das der Regelung im Gesetzentwurf 
zugrundeliegende Prinzip, den erleichterten prü-
fungsfreien Aufstieg in den gehobenen Dienst nur bei 
einer Versetzung in die neuen Bundesländer vorzuse-
hen, für sachgerecht, denn Sinn und Zweck der 
Regelung sei die zielgerichtete Hilfe zur schnellen 
Verbesserung der im Aufbau befindlichen Steuerver-
waltung in den neuen Bundesländern. Es sei daher 
folgerichtig, daß nicht beabsichtigt sei, verbesserte 
Aufstiegschancen für die Steuerbeamten im gesamten 
Bundesgebiet zu eröffnen. Vielmehr müßten beson-
dere Anreize für das Überwechseln ausgebildeter 
Steuerbeamter aus den westlichen Bundesländern in 
die östlichen Bundesländer gegeben werden. Diese 
Anreize seien als Belohnung derer zu verstehen, die 
bereit seien, die oft widrigen Umstände eines Umzugs 
und einer Tätigkeit in den neuen Bundesländern in 
Kauf zu nehmen und unter Einsatz aller Kräfte eine 
höhere Funktion auszuüben, als es ihrer derzeitigen 

Stellung tatsächlich entspricht. Die Situation der 
Finanzverwaltung im Beitrittsgebiet sei im übrigen 
mit der in den alten Bundesländern nicht vergleich-
bar. Zum einen nähmen in den alten Bundesländern 
Beamte des mittleren Dienstes nur in wenigen Fällen 
Aufgaben des gehobenen Dienstes wahr, zum ande-
ren habe die Steuerverwaltung in den alten Bundes-
ländern auch nicht mit den Schwierigkeiten zu kämp-
fen, die in den neuen Bundesländern während der 
Aufbauphase aufträten. 

Die Koalitionsfraktionen verweisen auf die Ausfüh-
rungen der Bundesregierung während der Ausschuß-
beratungen, daß die Auswirkungen des Gesetzent-
wurfs, wie sie insbesondere in Berlin zu verzeichnen 
sein könnten, bei dessen Erarbeitung bedacht worden 
seien. Wie die Bundesregierung sind sie jedoch der 
Auffassung, daß das Interesse am Aufbau einer intak

-

ten Steuerverwaltung in den neuen Ländern Vorrang 
haben müsse. Die Erleichterung des prüfungsfreien 
Aufstiegs auch in den alten Bundesländern würde 
dieser Zielsetzung zuwiderlaufen. Besonders zu beto-
nen sei, daß der Gesetzentwurf auf einen Wunsch des 
Landes Berlin zurückgehe, dem sich die anderen 
Länder des Beitrittsgebiets angeschlossen hätten. Er 
sei mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
abgestimmt. Die Länder stimmten darin überein, daß 
weitergehende Vorschläge zur Änderung des Steuer-
beamten-Ausbildungsgesetzes, die nicht mit der 
gezielten aktuellen Verwaltungshilfe für die neuen 
Länder zusammenhängen, nicht aufgegriffen werden 
sollten, um die Personalhilfe für die Steuerverwaltun-
gen der neuen Länder schnell umsetzen zu können. 
Wenn die Möglichkeit des  erleichterten prüfungs-
freien Aufstiegs auf das gesamte Bundesgebiet ausge-
weitet würde, erscheine die Zustimmung des Bundes-
rates zweifelhaft. Schließlich würden Beamte, die aus 
dem Beitrittsgebiet stammen und selbst über keine 
Vollausbildung für den mittleren oder gehobenen 
Dienst verfügen, durch den Gesetzentwurf nicht dis-
kriminiert, da der Einigungsvertrag für diese Bedien-
steten vorsehe, nach einer Probezeit von zwei bis drei 
Jahren entsprechend den erworbenen Qualifikatio-
nen leistungsgerecht eingestuft zu werden. Der Wech-
sel von Beamten aus dem bisherigen Bundesgebiet in 
die neuen Bundesländer erfolge überdies aufgrund 
der im Gesetzentwurf vorgesehenen Befristung 
gerade in der Probezeit der „Ostbeamten". Aufgrund 
dieser Konstellation träten „West- und Ostbeamte" 
insoweit nicht in Konkurrenz miteinander, so daß eine 
Ungleichbehandlung ausgeschlossen sei. 

Schließlich haben die Koalitionsfraktionen ausge-
führt, daß eine Annahme des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Änderungsantrags zu weitreichenden 
Konsequenzen im gesamten Beamtenrecht führen 
könne, die zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht über-
sehbar seien. Dennoch haben sie sich bereit erklärt, 
den auf ein Anliegen der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft zurückgehenden Antrag weiter zu prüfen. Im 
Lichte dieser Zusage und der Erläuterung der im 
Einigungsvertrag eröffneten Eingruppierungsmög-
lichkeiten der Steuerbeamten aus dem Beitrittsgebiet 
hat sich die Fraktion der SPD bei der Gesamtabstim-
mung über den Gesetzentwurf der Stimme enthal-
ten. 
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Neben der Fristverschiebung für die Übernahme in 
den gehobenen Dienst im Beitrittsgebiet schlägt der 
Ausschuß eine Änderung der Abgabenordnung als 
Folgeänderung zum Umsatzsteuer-Binnenrnarktge-
setz vor, aus der wiederum eine Änderung der Inkraft-
tretensvorschrift resultiert. 

Gerhard Schulz (Leipzig) 

Berichterstatter 

Lydia Westrich 

Berichterstatterin 


